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Sehr geehrte Leser,
das Erscheinen dieser Ausgabe hat sich pandemiebedingt mehrfach verzögert.
Die für November 2021 geplante und ausgebuchte Veranstaltung in Koope‐
ration mit der VHS Siebengebirge zum Thema musste ausfallen und damit
auch der Bericht darüber für diese Ausgabe. Danach blieb die weitere Arbeit
erschwert; auch ohne offiziellen Lockdown musste im Verein wieder einiges
umorganisiert werden und die Erschöpfung aller unserer Akteure war deut‐
lich zu spüren.

Der Inhalt bleibt aktuell, der Streit darum geht weiter: So urteilte Anfang
Februar das Oberverwaltungsgericht Münster
(OVG), dass der Staat auch weiterhin nicht ver‐
pflichtet werden kann, schwerstkranken Men‐
schen Zugang zu einem Suizidmittel – gemeint ist
damit der Wirkstoff Natrium-Pentobarbital – zu
ermöglichen. Das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) hatte zwar vor zwei Jahren das Verbot
geschäftsmäßiger Sterbehilfe aufgehoben, der
Zugang zu todbringenden Betäubungsmitteln für
Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM)
muss aber erst noch durch den Gesetzgeber neu
geregelt werden. So wurde die Klage der drei Per‐
sonen mit Sterbewunsch abgewiesen, Revision
vor dem Bundesverwaltungsgericht (BVG) aber
„wegen grundsätzlicher Bedeutung“ zugelassen.
Richterin Gudrun Dahme sieht durch dieses Ver‐
fahren bestätigt, wie dringend notwendig eine
umfängliche Neuregelung durch das Parlament
sei.

Eine Neuregelung brauchen auch die Kirchen,
wenngleich zu einem anderen Thema. Als ökume‐
nischer Hospizdienst ist uns die Haltung der
katholischen und evangelischen Kirche eigen. Es
ist uns wichtig, ihrer Position zur Sterbehilfede‐
batte einen gebührlichen Platz zu geben. Jetzt
stehen ihre Beiträge unter dem aktuellen Eindruck
der systemischen Vertuschung des sexuellen Miss‐
brauchs an Kindern. Insbesondere die katholische
Kirche erschüttert Glaubwürdigkeit wie Glauben
nicht zum ersten Mal, nun aber in neuer Dimension. In der Empörung über
das allmächtige Vorgehen fällt es schwer, die täglichen Bemühungen unzähli‐
ger Kleriker um eine lebendige und fürsorgende Gemeinde ohne jeglichen
Hauch einer Übertretung nicht zu übersehen.

Doch genau das ist wichtig und grade, wenn es schwerfällt: genau hinzu‐
schauen und die Dinge klug auseinander zu halten. Das soll auch diese Aus‐
gabe zum §217 erreichen, wenn wir das Thema Sterbehilfe von verschiedenen
Seiten beleuchten.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen Nachdenklichkeit.

Silke Frink

Silke Frink hat von 2015 -

2021 im Vorstand des

Hospizdienstes mitgear-

beitet. Dort war sie für die

Entwicklung der Internet-

präsenz und Außendar-

stellung zuständig. Seit

Sep. 2020 hat sie für

Bündnis90/Die Grünen

ein Ratsmandat inne und

ist 3. stellv. Bürgermeiste-

rin der Stadt Königswinter.

Als Freiberuflerin beschäf-

tigt sie sich nur mit einem

Thema: gut aussehen vor

der Kamera.

© Foto: Bündnis 90 / Die

Grünen, Königswinter

GRUSSWORT
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Ich stelle mich vor: Petra Schlieber
„Seit ziemlich genau einem Jahr arbeite ich als Koordinatorin im Hospiz‐
dienst Königswinter, dadurch kann ich nun zu Fuß zur Arbeit gehen - dies
weiß ich sehr zu schätzen, weil mich mein Arbeitsweg vorher täglich nach
Köln führte. Im Königswinterer Hospizdienst war ich keine Unbekannte,
bereits seit 2017 durfte ich als ehrenamtliche Sterbebegleiterin aktiv sein.
Berufsbegleitend absolvierte ich unter anderem eine Weiterbildung zur Trau‐
erbegleiterin und freien Trauerrednerin.

Schon inmeiner Ausbildung zur Krankenschwester fühlte ichmich zum ster‐
benden Menschen hingezogen. Es war mir wichtig bei ihm zu sein, ihn nicht

alleine zu lassen. Wenn meine Kolleginnen und
Kollegen sagten „Bitte nicht in meinem Dienst!“
war es mir eine Ehre, den Menschen auf seinem
letzten Weg begleiten zu dürfen. Weil mich dieses
Gefühl, dieses Bedürfnis, dem Menschen auch in
dieser Zeit nahe sein zu wollen, nicht los ließ, absol‐
vierte ich 2009 eine Weiterbildung zur Palliativ
Care Fachkraft.

In meiner Zeit als Pflegedienstleitung und stellver‐
tretender Einrichtungsleitung eines Seniorenzen‐
trums war es mir wichtig, dass der Mensch nicht
nur einen guten Lebensabend verbringen konnte,
sondern auch in seiner ihm vertraut gewordenen

Umgebung seinen letzten Weg gehen durfte. Jeder eigene Verlust im ganz
engen Familienkreis hat mich in meinem Leben und auch Berufsleben, stets
ein Stück weitergebracht, so, dass ich den mir anvertrauten Menschen aus
meiner eigenen Erfahrung begegnen kann. Als Koordinatorin unseres Hos‐
pizdienstes möchte ich dem Menschen die Möglichkeit geben, dort, wo er
sich zuhause fühlt, seinen letzten Atemzug zu tun. „ «

Petra Schlieber

Koordinatorin

© Foto: Privat
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12 - 13 TITEL: UNSEGEN
Wie eineWasserbombe!
Das Urteil des BVerfG zu § 217 wirkt wie eine
Wasserbombe. Das kann für eine Gesellschaft
gefährlich werden.

14 - 15 TITEL: UMSCHAU
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kam und Strafgesetzbuch 16. Abschnitt:
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Lernen Sie unsere Autoren kennen und
diskutieren Sie mit:

§ 217 - Sterben als Teil des Lebens oder das
Recht auf Selbstbestimmung?

Montag, 30. Mai, 19 Uhr
Emmaus-Kirche in Heisterbacherrott

Ein Abend mit Rechtsanwalt Frederic Seebohm
und Prof. Dr. Raymond Voltz gestaltet vom
Hospizdienst Königswinter in Kooperation mit
der VHS Siebengebirge. Der Eintritt ist kosten‐
frei. Melden Sie sich bei der VHS Siebengebirge
an: kontakt@vhs-siebengebirge.de
Tel: 02244 889-207
Kurs-Nummer: W20106
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1.Worumgeht es –Assistenz beimSuizid?
Das Bundesverfassungsgericht hat ausschließlich
zum Thema „Assistenz beim Suizid“ geurteilt.
Andere Formen der „Sterbebegleitung“ oder
„Sterbehilfe“ wurden in keiner Weise thematisiert
oder gar verändert. Weiterhin ist also die sog.
„Tötung auf Verlangen“ verboten, in der das tödli‐
che Medikament einem Patienten, einem Sterbe‐
willigen direkt durch einen Dritten, z. B. Arzt ver‐
abreicht wird. Ebenso weiterhin unverändert ist
die Möglichkeit, lebensverlängernde Maßnahmen
nicht zu beginnen, oder sie auch ggf. zu beenden,
die sog. „passive Sterbehilfe“ oder „Sterben zulas‐
sen“. Unverändert ist ebenso die sog. „indirekte
Sterbehilfe“. Diese würde eine höhere Schmerz‐
medikation erlauben, auch wenn dadurch eventu‐
ell das Leben verkürzt wird. Dies ist – wie wir
wissen – im palliativmedizinischen Bereich nicht
der Fall, sondern gute Palliativmedizin führt im
Gegensatz eher zur Lebensverlängerung. Die „Bei‐
hilfe zur Selbsttötung“ ist inDeutschland imPrin‐
zip immer schon straffrei, denn der versuchte
Suizid ist ebenso straffrei und somit auch jede
Hilfe bei einer straffreien Handlung. Die Ärzte‐
schaft dagegen hat in ihren Regeln zur Berufsord‐
nung die „Beihilfe zum Suizid“ bisher geächtet,
und der §217 hatte nun auch die „geschäftsmäßige
Beihilfe zum Suizid“ unter Strafe gestellt. Erstmals
war also ein Tatbestand zur Suizidbeihilfe, welche
prinzipiell straffrei ist, ins Strafgesetzbuch aufge‐
nommen worden.

2.Was genau hat das Bundesverfassungs-
gericht geurteilt?
Wahrscheinlich ein wenig als Gegenreaktion hat
nun das Bundesverfassungsgericht diese Auf‐
nahme ins Strafgesetzbuch für null und nichtig
erklärt. Der Staat dürfe niemanden behindern, der
Hilfe bei der Selbsttötung annehmen wolle,
solange dies frei verantwortlich sei und demdauer-
haften Willen entspräche. Durch die Doppelver‐

hinderung - der Ächtung durch die Ärzteschaft
und §217 - sei diesem Recht jedes Bürgers ein
Riegel vorgeschoben. Dies dürfe nicht sein.
Ebenso gelte keine Reichweitenbegrenzung,
dieses Recht sei also unabhängig davon, ob eine
schwere Erkrankung vorläge oder nicht. Ebenso
sagt aber das Bundesverfassungsgericht in der
Begründung auch, dass niemand zur Suizidbei‐
hilfe verpflichtet werden dürfe. Außerdem solle
Suizidbeihilfe nicht zur „Normalität“ des Sterbens
in Deutschland werden. Nun müsse sich im Fol‐
genden die Ärzteschaft mit ihrer Ächtung der Sui‐
zidbeihilfe beschäftigen, und der Gesetzgeber
könne ein Gesetz erlassen, welches diese sehr freie
Rechtsausübung zur Suizidbeihilfe auch wieder
einengen dürfe. Als ersten Schritt hat der Deut‐
sche Ärztetag im Mai 2021 das Verbot für Ärzte
gestrichen, gleichzeitig aber auch klargestellt, dass
Assistenz beim Suizid „keine Aufgabe“ der Ärzte
sei. Die parlamentarische Beratung über ein mög‐
liches Gesetz wird erst nach der Bundestagswahl
2021 stattfinden.

3. Warum bewegt das die Hospizbewe-
gung und Palliativmedizin so sehr?
Suizidbeihilfe ist aus der Erfahrung derHospizbe‐
wegung zwar ein immer wieder geäußerter
Wunsch von Betroffenen, die Erfahrung in der
Hospizbewegung zeigt jedoch, dass bei ausführli‐
cher Begleitung dieser Menschen in aller Regel
auch Alternativen zur Selbsttötung gefunden
werden können. Die WHO-Definition zur Pallia‐
tivmedizin beinhaltet explizit das Statement, dass
Leben nicht verkürzt werden dürfe. Dies sei nicht
die Aufgabe der Palliativmedizin.Wie steht es aber
nun mit den Hospizprinzipien Würde und
Respekt vor dem einzelnen Patienten, strikte Ori‐
entierung an Patientenbedürfnissen, wenn Ein‐
zelne trotz aller Bemühungen immer noch den
Wunsch haben, sich selbst das Leben zu nehmen?
Hier hat die Hospizbewegung bisher keine klare
Antwort außer der Verweigerung, was nun aber
verfassungswidrig wäre. Ob sich nun die Hospiz‐
bewegung als Ganzes diesen Fragen verweigert -
denn sie ist ja nicht gezwungen an Beihilfe zum
Suizid teilzunehmen - ist die große Frage. Unsere
Erfahrung ist es ja auch, dass die Beteiligten im
Gesundheitswesen, Haupt- und Ehrenamtliche
auf eine differenzierte und systematische Kommu‐

nikation zum Thema
„Umgang mit Todeswün‐
schen“ bisher nicht vorberei‐
tet sind. In einem größeren
Modell haben wir in Köln
dazu einen Gesprächsleitfa‐
den und eine zweitägige

Kommunikationsschulung entwickelt und pilo‐
tiert, mit den besten Erfahrungen auf Seiten
sowohl der Patienten als auch der Teilnehmer.

TITEL: UNRUHE

Gute Palliativmedizin
führt im Gegensatz eher

zur Lebensverlängerung. .

Abschaffung des Paragrafen
217 StGB – Warum die ganze
Unruhe?
Vor gut einem Jahr hat das Bundesverfassungsgericht den
§217 des StGB für null und nichtig erklärt. Damit ist zwar
exakt juristisch gesprochen der Zustand des Jahres 2015
wiederhergestellt, in dem das Gesetz erlassen wurde, die
Diskussion zu dem Thema ist jetzt jedoch in einem ande-
ren Rahmen zu sehen und hat sich in gewisser Weise ver-
schärft. Von Prof. Dr. Raymond Volz
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Solche Angebote gibt es bisher jedoch nicht flä‐
chendeckend. Das Gesundheitssystem ist also auf
eine differenzierte und ausführliche Konfronta‐
tion „Umgang mit Todeswünschen“ und
„Wunsch nach Suizid“ nicht ausreichend vorbe‐
reitet.

4.Wie sollenwir uns nun positionieren?
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zwingt
uns in gewisser Weise, über dieses Thema neu
nachzudenken. Das Ergebnis des Nachdenkens
steht uns frei, da keiner gezwungen werden darf,
bei der Suizidassistenz mitzuwirken. Wie aber
nähern wir uns jetzt Antworten? Es hilft aus
meiner Sicht eine differenzierte Betrachtungswei‐
se: Die erste Frage lautet, „Wer ist WIR?“

Beziehen wir Position als Einzelperson, als Team,
als Träger von Gesundheitseinrichtungen, als
Interessenvertretung innerhalb unserer Gesell‐
schaft (z. B. Hospizbewegung), oder als Gesamt‐
gesellschaft/Gesetzgeber.

Je nach der angesprochenen „Ebene“ kommenwir
möglicherweise zu unterschiedlichen Ergebnissen.

Des Weiteren ist es hilfreich sich zu überlegen, zu
welchen Fragenwir Position beziehenwollen: rou‐
tinemäßige Gespräche zum Thema „Todeswün‐
sche“, differenzierte Diagnostik bei bestehendem
Wunsch nach „Suizidassistenz“, bei bestehendem
Wunsch Verweigerung der weiteren Begleitung,
oder bei bestehendemWunsch zumindest passives
Öffnen der Einrichtung, damit seriöse Sterbehilfe‐
vereine Zugang haben, oder die direkteDurchfüh‐
rung der Suizidassistenz selbst.

Es gibt also sehr differenzierte Fragen, auf die wir
auch entsprechend differenziert antworten
müssen.

Kürzlich hat der Deutsche Palliativ- und Hospiz‐
Verband (DHPV) ein sog. Dialogpapier vorgelegt,
welches insbesondere für die verwendete Metho‐
dik beachtenswert ist. Hier wurden besonders
heikle und schwierige klinische Situationen oder
Situationen für einen Hospizdienst (z. B. öffentli‐
che Veranstaltung zu dem Thema) definiert und
in einem weiteren Schritt alle theoretisch denkba‐
ren Möglichkeiten kategorisiert. Somit gab es also
für jede der vorgestellten Situationen mindestens
vier oder fünf theoretische Reaktionsmöglichkei‐
ten. Und erst im dritten Schritt wurde dann
gemeinsam überlegt, was für die einzelnen Teil‐
nehmer, oder ein Team oder die Hospizbewegung
als Ganzes „rote Linien“ sein könnten. So wurde
spannenderweise sowohl eine rote Linie gezogen
bei der direkten Beteiligung und aktiven Durch‐

führung von Suizidassistenz, da dies nicht Auf‐
gabe der Hospizbewegung sei. Es wurde von eini‐
gen jedoch auch als rote Linie empfunden, Men‐
schen, die wir schon länger begleiten aus der
Begleitung zu entlassen, nur, weil sie weiterhin
den Wunsch nach Suizidassistenz haben. Aber
auch dazu gab es keine einhellige Meinung.

Zurzeit sind noch viele Fragen offen, insbesondere
der rechtliche Rahmen. Daher ist zurzeit noch
nicht die Zeit, definitive Antworten zu geben, es

ist jedoch höchste Zeit, sich differen‐
ziert Gedanken zu machen, auf der
persönlichen Ebene aber auch in
unseren Teams. Wenn Sie noch wei‐
tere differenzierte Gedankenanre‐
gungen haben möchten, so lade ich
Sie herzlich ein, im YouTube Kanal
der Uniklinik Köln/Palliativmedizin
Beiträge zu Thema „Suizidassistenz“
anzuschauen, in denen ich mit ver‐
schiedenen Expertinnen und Exper‐
ten das Thema aus verschiedenen
Blickwinkel beleuchte.

Es sind spannende Zeiten, und die Hospizbewe‐
gung wird auch dazu die für sie stimmigen Ant‐
worten finden. «

Dieser Text erschien erstmals in der Zeitschrift
ÖHB imDialog im Frühjahr 2021.

Online-Vortrag Prof. Raymond Voltz im Rahmen der VeranstaltungWidening the Scope on

assisted dying, Juni 2021

Es ist noch nicht die
Zeit, definitive Antwor-

ten zu geben, es ist
jedoch höchste Zeit,

sich differenziert
Gedanken zu machen.
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Diese Kultur ermöglicht uns in
der Diakonie, Menschen auch
während ihres selbst gewählten
Sterbens nicht alleine zu lassen.
Und sie verpflichtet uns dazu, in
allen unseren Häusern verlässliche
Strukturen und Verantwortliche
zu haben, die dafür sorgen, dass
eine verletzlichkeits- und lebens‐
sensible Auseinandersetzung um
die Fragen des Lebensendes
unsere Arbeit fundiert begleitet
und auszeichnet.

Hier müssen wir uns als Christen
einbringen, eine Haltung finden.
Es geht um sehr viel mehr als um
eine gesetzliche Regelung. «

Debattenseite der Diakonie
Deutschland: https://www.diako‐
nie.de/journal/selbstbestimmt-
sterben

Diese Fragen führen in Dilemmata. Gerade auch
vor dem Hintergrund der schrecklichen und
schuldbeladenen Geschichte unseres Landes,
unserer Kirche und Diakonie. Insbesondere ange‐
sichts der Patientenmorde in der NS-Zeit, scheint
es für viele fast unerträglich, an dieses Thema zu
rühren. Das verstehe ich.

Ich selbst habe rund zwanzig Jahre lang an Kran‐
ken- und Sterbebetten Patient:innen, Angehörige
und Mitarbeiterteams begleitet. Nahezu mein
ganzes Berufsleben hindurch setze ich mich dafür
ein, dass sterbenskranke oder hochaltrige Men‐
schen verlässlich Zugang zu bestmöglicher hospiz‐
licher Begleitung und palliativer Versorgung
haben.

Doch wenn ein todkranker Mensch in seiner letz‐
ten verbleibenden Lebenszeit trotzdem äußert,
dass Leiden mit der Perspektive stetiger Ver‐
schlechterung für ihn nicht mehr lebbar ist,
möchte ich auch das respektieren: Es gehört zur
Freiheit der Selbstbestimmung dieser Menschen.

Das Christentum ist eine Religion des Lebens,
und der menschgewordene, gekreuzigte und auf‐
erstandene Gott, den die Christenheit bekennt,
verweist darauf, die Schwachen zu schützen und
in ihnen Gottes Ebenbild zu erkennen - auch im
größten Leid und im Sterben. Das gilt. Und es hat
wunderbare Kulturen der Sorge, der Barmherzig‐
keit und der menschlichen Zuwendung hervorge‐
bracht.

Die Diakonie wirkt als Anwältin des Lebens. An
erster Stelle steht das Wohl der Menschen, die sich
uns anvertrauen: mit ihren Freuden und Leiden,
mit ihrer Schwäche, ihrer Qual und auchmit ihrer
Lebensmüdigkeit.

Seit das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2020
den §217 StGB für verfassungswidrig erklärt hat,
sind aber auch wir in Kirche und Diakonie aufge‐
fordert, uns mit der Frage zu befassen: Wie beglei‐
ten wir die schwerstkranken Menschen in unserer
Obhut, die das Recht wahrnehmen wollen, ihr
Leben beenden zu können – obwohl wir ihnen
beste palliativmedizinische, psychotherapeutische
und seelsorgliche Begleitung anbieten.

Ist es vorstellbar, dass wir auch in der Diakonie
diese wenigen Menschen auf ihrem Weg bis zum
Schluss begleiten? Sie nicht alleine lassen oder
wegschicken? Und werden wir allein mit dem
Angebot von speziellen palliativen Maßnahmen
oder dem Sterbefasten dem Bitten dieser Men‐
schen überzeugend gerecht?

Die Würde des Sterbenden
Das Urteil zur Verfassungswidrigkeit des § 217 for-
dert auch die evangelische Kirche heraus. Die Selbst-
bestimmung schafft Dilemmata, von denen längst
nicht klar ist, wie sie in der Umsetzung aussehen
werden. Von Ulrich Lilie

Ulrich Lilie

Pfarrer Ulrich Lilie (gebo-

ren 1957) ist seit 2014

Präsident der Diakonie

Deutschland, stellvertre-

tender Vorstandsvorsit-

zender des Evangelischen

Werkes für Diakonie und

Entwicklung und seit 2021

Präsident der Bundesar-

beitsgemeinschaft der

FreienWohlfahrtspflege

(BAGFW).

© Foto: Diakonie, Thomas

Meyer

POSITION
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Gedanken einer Pfarrerin
Die eine Position der evangelischen Kirche zur Frage
des assistierten Suizids gibt es nicht, aber eine Band-
breite. Wir wollten wissen: Was denkt Pfarrerin
Pia Haase-Schlie aus Thomasberg dazu?

tungen als sicheren Ort für den assistierten Suizid
ins Gespräch. Hier seien Beratung und Begleitung
gleichermaßen gut gegeben.

Und wie ich das sehe? Ich finde es zunächst gut,
dass die Zeiten vorbei sind, wo einer, der für sich
diesen Weg wählte, verurteilt wurde, oder ihm der
Platz auf dem Friedhof verwehrt war.

Prägend für meine Positionierung ist der letzte
Tagebucheintrag des evangelischen Liederdichters
Jochen Kleppers, bevor er mit seiner jüdischen
Frau und Tochter kurz vor deren Deportation in
den Suizid geht: „Wir scheiden nun aus dem
Leben – aber über uns steht der segnende Chris‐
tus!“ Manchmal geht es nicht anders.

Für einen Menschen, der für sich diesen Weg
beschreitet, allein oder mit Assistenz, gilt: Er ist
und bleibt bis zum letzten Atemzug Gottes Kind
und darüber hinaus.

Dennoch setzte ich meine Hoffnung darauf, dass
Gott mir die Sterbestunde setzt und ich nicht
dieser schweren Entscheidung ausgesetzt sein
muss – nicht ich, nicht Assistierende und nicht
meine Angehörigen. Intensive seelsorgende Für‐
sorge und Begleitung und weiterer Ausbau pallia‐
tiver und hospizlicher Versorgung sind für mich
wichtige Voraussetzung dafür, dass ein Mensch
auch am Lebensende für sich bekennen kann:
„Meine Zeit steht in Deinen Händen.“ (Psalm
31,16)“ «

„Die evangelische Position zu einer ethischen Fra‐
gestellung ist niemals eine autoritäre Handlungs‐
anleitung, sonder immer der Versuch, im Hören
auf GottesWort und das dadurch geprägte Gewis‐
sen einen verantwortlichenWeg in einer individu‐
ellen Entscheidungssituation zu finden.

Das heißt: es gibt nicht die evangelische Antwort
zu dieser schweren ethischen Frage, sondern eine
größere Bandbreite von Positionierungen.

Allen gemeinsam ist aber, dass dem ökonomi‐
schen Druck, wie er in einer älter werdenden
Gesellschaft von Alten undKrankenwahrgenom‐
men werden kann – entgegengewirkt werden
muss.

Keiner soll den Sterbewunsch äußern müssen,
weil er nicht zur Last fallen will.

Niemand soll sich rechtfertigen müssen, weil er
trotz Pflegebedürftigkeit weiter leben möchte.

Selbstverständlich verbietet sich auch für protes‐
tantischen Theologen jegliche Form gewerbsmä‐
ßiger Sterbehilfe.

Gefordert wird auch Rechtssicherheit für Ärzte in
dieser Situation undVerständnis für jene, die beim
Suizid nicht assistieren wollen.

Wolfgang Huber, der ehemalige Ratsvorsitzende
der Evangelischen Kirche sieht die große Gewich‐
tung der Selbstbestimmung im § 217 kritisch und
betont statt dessen, dass „Gott ein Freund des
Lebens“ ist. Das bedeutet für Begleitende, dass sie
als „Fürsprecher des Lebens“ auftreten und „Wege
zum Schutz des Lebens suchen“. Er plädiert aber
auch für einen Kulturwandel in der Medizin von
einer „Therapieverbissenheit“ hin zum „Sterben‐
lassen/passiver Sterbehilfe“.

Andere Theologen betonen dagegen die persönli‐
che Verantwortung und die Freiheit, die ein
Christ habe und verwahren sich gegen die Vorstel‐
lung einer abstrakten Heiligkeit des Lebens.

Bischof Ralf Meister(Landesbischof Hannover)
brachte den Vorschlag von kirchlichen Einrich‐
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Pfarrerin Pia Haase-Schlie in Vorbereitung zum Ostergottesdienst 2020 -

erstmals unter Coronabedingungen.

Pia Haase-Schlie

Seit 1986 ist Pia Haase-

Schlie in Königswinter eh-

renamtlich in der evangeli-

schen Kirche engagiert;

seit 2012 ist sie Pfarrerin

der Emmaus-Kirche der

Evangelischen Kirchenge-

meinde Stieldorf-Heister-

bacherrott. Sie ist Mitbe-

gründerin des Hospiz-

dienstes Königswinter

(2006). Bis 2017 hatte das

Hospizbüro seinen Sitz auf

demKirchengelände.

© Foto: Privat
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„Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem
Urteil vom 26. Februar 2020 den § 217 StGB für
verfassungswidrig erklärt. Dieser stellte die
geschäftsmäßige Beihilfe zum Suizid unter Strafe.
Das Gericht ist der Auffassung, dass die Achtung
vor der Würde des Menschen gebietet, ihm auch
die Möglichkeit zur freiwilligen Selbsttötung
offenzuhalten. Dabei wird dem Einzelnen zudem
das Recht zugestanden, Hilfe
zur Selbsttötung anzuneh‐
men. Gleichzeitig sehen auch
die Richter, dass gerade am
Lebensende die Freiheit der
Entscheidung eingeschränkt
sein kann. Deshalb räumen
sie dem Gesetzgeber die
Möglichkeit ein, die Beihilfe
zum Suizid so zu regeln, dass die Entscheidungs‐
freiheit gewahrt bleibt, Menschen aber gleichzei‐
tig vor einer übereilten oder gar fremdbestimmten
Umsetzung eines Sterbewunsches geschützt sind.

Bereits unmittelbar nach Veröffentlichung des
Urteils haben sich der Vorsitzende der Deutschen
Bischofskonferenz und der Ratsvorsitzende der
Evangelischen Kirche in Deutschland in einer
gemeinsamen Stellungnahme kritisch zu dem
Urteil geäußert.

Das Urteil und die dadurch entstandene Diskus‐
sion um eine gesetzliche Neuregelung fordern die
Kirche in ihrer Seelsorge heraus, aber auch als Trä‐
gerin von Diensten und Einrichtungen der Wohl‐
fahrtspflege. Diese Herausforderungen betrachtet
der Ständige Rat der Deutschen Bischofskonfe‐
renz sehr differenziert. Auch aus christlicher Sicht
kommt der Freiheit des Menschen, das Leben in
jeder Lebensphase nach den eigenen Vorstellun‐
gen zu gestalten, grundlegende Bedeutung zu.
Eine freiheitliche Rechtsordnung, die sich dem
Schutz der Autonomie des Menschen verbunden
weiß, ist ein hohes Gut. Diese vom Rechtsstaat
geachtete Selbstbestimmung muss selbstverständ‐

lich auch im Sterben gelten. Dadurch wird jedoch
der assistierte Suizid nicht zu einer ethisch zustim‐
mungsfähigen Handlungsmöglichkeit. Den deut‐
schen Bischöfen ist bewusst, dass es Situationen
im Leben geben kann, in denenMenschen Suizid‐
wünsche entwickeln oder sich gar zu suizidalen
Handlungen gedrängt fühlen. Solche Situationen
entziehen sich einer abschließenden moralischen
Beurteilung von außen.

Der Blick auf die aktuelle Suizidforschung zeigt
jedoch, dass ein Suizidwunsch in den meisten
Fällen die Folge von Ängsten, Verzweiflung und
Aussichtslosigkeit in Extremsituationen ist und
deshalb gerade nicht als Ausdruck der Selbstbe‐
stimmung verstanden werden kann. Respekt vor
der Selbstbestimmung bedeutet in diesen Situatio‐
nen nicht, den Wunsch oder die Entscheidung
zum Suizid unhinterfragt hinzunehmen oder den
Suizid als normale Form des Sterbens zu betrach‐
ten.

Für Christen ist das Leben ein Geschenk, das
ihnen von Gott anvertraut wird. Es entzieht sich
unserer Verfügbarkeit und will deshalb bis zum
Ende bewahrt sein. Deshalb erwarten wir, dass alle
Anstrengungen darauf gerichtet werden, bessere
Möglichkeiten für ein erträgliches Lebensende zu
schaffen. Die Palliativversorgung und die Hospiz‐
arbeit müssen gefördert werden. Entscheidend ist
auch die professionelle Hilfe bei Depressionen.
Gerade das Leben in dunklen Momenten, in der
Verzweiflung oder in schwerer Krankheit behält
seine Würde. Dafür wollen wir uns als Kirche ein‐
setzen – gerade auchmit unseren Einrichtungen –
und denMenschen beistehen, damit sie den Glau‐
ben und die Hoffnung nicht verlieren. Gott ist ein
Freund des Lebens, der – wie es beim Propheten
Jesaja heißt – das geknickte Rohr nicht zerbricht
und den glimmenden Docht nicht auslöscht (vgl.
Jes 42,3).

Der Ständige Rat ist daher der Überzeugung, dass
die Ermöglichung des assistierten Suizids nicht die
richtige Antwort auf die Lebenssituationen von

Menschen ist, die Suizidwün‐
sche entwickeln oder Suizid-
absichten haben. In dieser
Situation geht es um die Ent‐
wicklung von Lebensperspek‐
tiven und gerade nicht um die
Hilfestellung zum Suizid.
Zudem halten wir den subti‐
len Druck, dem assistierten

Suizid zuzustimmen, aus Sorge, am Ende des
Lebens anderen zur Last zu fallen, für eine große
Gefahr. Wir glauben, dass dieser Druck sich von

Erklärung der Katholischen
Bischofskonferenz
Der Ständige Rat der Deutschen Bischofskonfe-
renz hat sich auf seiner als Videokonferenz durch-
geführten Sitzung (25./26. Januar 2021) ausführ-
lich mit der Frage des assistierten Suizids und der
öffentlichen Diskussion befasst. Zum Abschluss
seiner Beratungen erklärt der Ständige Rat:

POSITION

Es (das Leben) entzieht
sich unserer Verfügbar-
keit und will deshalb bis
zum Ende bewahrt sein.

Auch aus christlicher
Sicht kommt der Freiheit
des Menschen (..) grund-
legende Bedeutung zu.
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Kranken und Sterbenden nicht mehr fernhalten
ließe, wenn der assistierte Suizid zu einem Nor‐
malmodell des Sterbens würde.

Christliche Seelsorge geht unvoreingenommen
auf die Person zu. Sie richtet sich auf die christli‐
che Hoffnungsbotschaft aus und steht auf der
Seite des Lebens. Seelsorgerinnen und Seelsorger
nehmen die Menschen so an, wie sie sind, und
machen ihnen zugleich einOrientierungsangebot.
Auch die Ärztinnen und Ärzte, Krankenschwes‐
tern und Pfleger in unseren kirchlichen und carita‐
tiven Einrichtungen haben sich auf diese Weise
der Förderung des Lebens verschrieben. Das
Ermöglichen von Angeboten des assistierten Sui‐
zids in diesen Einrichtungen wäre mit dem
Wesenskern unseres Einsatzes für das Leben nicht
vereinbar.“ «

Was ist eigentlich die

Deutsche Bischofskonferenz?

Erstmals versammelten sich die deutschen Bischöfe am

Grabe des heiligen Bonifatius im Jahr 1848. Daraus ent-

stand eine feste Institution und nach dem Dekret des II.

Vatikanischen Konzils (1965) die Deutsche Bischofskon-

ferenz als Zusammenschluss aller Diözesanbischöfe.

Des weiteren gehören der Bischofskonferenz die Koadju-

toren ( = ein Bischof, der dem Diözesanbischof zur Seite

gestellt wird), die Diözesanadministratoren (= ein Geistli-

cher, der die Diözese kommissarisch führt) und die Weih-

bischöfe an.

Laut Statut dient die Deutsche Bischofskonferenz dem

Studium und der Förderung gemeinsamer pastoraler Auf-

gaben, der gegenseitigen Beratung, der Koordinierung

kirchlicher Aufgaben und dem gemeinsamen Erlass von

Entscheidungen sowie der Kontaktpflege zu Bischofskon-

ferenzen aus allen Herren Länder.

Seit März 2020, 6 Wochen nach dieser Erklärung, wurde

Dr. Georg Bätzing zum Vorsitzenden der Deutschen Bi-

schofskonferenz gewählt. Der gebürtige Rheinland-Pfäl-

zer war zuvor 13. Bischof von Limburg und folgt nun auf

Kardinal Reinhard Marx, der sich nicht mehr für eine

zweite Amtszeit zur Verfügung stellte.

©Foto: Pixabay/Paul Henry Degrande
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2002 wurde die aktive Sterbehilfe legalisiert. Sie unter‐
liegt strengen Bedingungen: Somuss der Sterbewillige bei vollem Bewusstsein
sein und unter einer unheilbaren Krankheit mit unerträglichen, starken
Schmerzen leiden. Der Tagesspiegel berichtete im Februar 2020 von einem
sprunghaftenAnstieg der Anfragen im Jahr 2019, demnach 13Menschen pro
Tag in den Niederlanden um Sterbehilfe bitten – ein Anstieg um 22 Prozent.
Diese Menschen kommen auch aus dem Ausland. Und auch das ist bemer‐
kenswert: DerHinweis auf oder gar Bitte zur Organspende wird in den vorbe‐
reitenden Gesprächen offen formuliert.

Nach zwei Jahrzehnten Debatte tritt 2021 ein weitreichendes
Sterbehilfegesetz, das „ LeyOrgánica 3/2021 de regulación de la eutanasia“, in
Kraft. Damit ist Spanien das vierte Land in Europa, das die aktive Sterbehilfe
erlaubt. Die Hürden sind auf mehreren Ebenen hoch und am Ende entschei‐
det eine unabhängige Kommission. Angestoßen wurde die Debatte in den
90er Jahren durch das Schicksal des querschnittgelähmtenRamón Sampedro,
der bis vor das oberste spanische Gericht zieht. Doch Kirche und Staat versa‐
gen ihm seinen Todeswunsch. Das Buch Briefe aus der Hölle und der Kino‐
film Das Meer in mirmachen seinen Fall international bekannt. Und das ist
bemerkenswert: Obwohl Spanien katholisch geprägt ist, hat es seit ehedem in
der Reproduktionsmedizin eines der liberalsten Gesetze Europas.

Regelungen zur Suizidhilfe in Europa

Seit 2015 gibt es ein neues Sterbehilfegesetz, das ein Recht
auf tiefe und kontinuierliche Sedierung vor demTod verschafft. Die Vertreter
der drei großen Religionen warnten sofort, dass diese Regelung der Einstieg
zur aktiven Sterbehilfe sein könnte. Und es gibt das Schicksal von Vincent
Lambert: Der Krankenpfleger lag in einer Art Wachkoma verursacht durch
einenMotorradunfall im Jahr 2008. Die Ärzte drangen schließlich darauf die
Behandlung zu beenden und beriefen sich dabei auf ein Gesetz, dass die
Behandlung beendet werden kann, „wenn sie unnütz und unverhältnismäßig
erscheint oder nur dazu dient, das Leben künstlich zu erhalten“. Nach jahre‐
langen Rechtsstreitigkeiten bis zum Europäischen Gerichtshof, die Vincents
Eltern gegen denWillen ihrer Schwiegertochter Rachel führten und stets ver‐
loren, stellten die Ärzte 2019 die Behandlung ein. Nun werden sie von den
Eltern verklagt, die sagen, dass ihr Sohn nie sterbenskrank, sondern schwerbe‐
hindert gewesen sei. Auch der Erzbischof von Paris,Michel Aupetit, hatte den
Abbruch der lebenserhaltendenMaßnahmen scharf kritisiert.

In England und Wales wird aktive Sterbehilfe
aktuell noch mit bis zu 14 Jahren Haft bestraft. Nicht bestraft aber wird die
Begleitung Sterbewilliger in die Schweiz. Nachdem das Parlament zuletzt im
Jahr 2015 das Thema behandelt und sich gegen eine Legalisierung ausgespro‐
chen hatte, gab es im Jahr 2021 neue Vorstöße. Baroness Molly Meacher
brachte im Mai 2021 den Gesetzentwurf „Assisted Dying Bill“ ein, auch
Baron Charles Falconer of Thorotons Gesetz zur Sterbehilfe erwartet die
zweite Lesung, nachdem es im Jahr 2020 die erste bereits passiert hatte. Vor‐
aussetzung ist eine Lebenserwartung von weniger als sechs Monaten der
unheilbar kranken Sterbewilligen. Eine alternde Bevölkerung und christliche
Ansichten, die für viele an Bedeutung verlieren, haben auch im Königreich
die Debatte entfacht. Zur Erinnerung: Die heute weltbekannte Engländerin
Cicely Saunders eröffnete 1967 das St. Christopher’s Hospice in Sydenham/
London und begründete damit die moderne, hospizliche Arbeit.

GROSSBRITANNIEN

NIEDERLANDE

FRANKREICH

SPANIEN

Um die Gesetzeslage zur Sterbehilfe wird nicht nur in
Deutschland heftig debattiert. So sieht es aktuell bei
unseren europäischen Nachbarn aus. Von Silke Frink

TITEL: UMSCHAU
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Mit Sterbehilfe-Organisationen kann der assistierte Suizid voll‐
zogen werden. Etwa 20% der Menschen, die sich schließlich für die Palliative
Begleitung in einem Hospiz entscheiden, sind bereits zu gesunden Lebzeiten
Mitglied in einer Sterbehilfe-Organisation. Die Möglichkeit der hospizlich-
palliativen Versorgung wird in der Beratung intensiv abgewogen und steht
nicht in Konkurrenz - so ist eine klare und offene Gesprächskultur entstan‐
den.Wobei - und auch das gehört zurWahrheit - die ambulante, palliative Ver‐
sorgung in der Schweiz noch in denAnfängen steckt und nur 60 % der Kosten
in stationären Hospizen gedeckt sind. In Deutschland sind es 95 %.

Seit 2009 gibt es in Großherzogtum Luxemburg ein Ge-
setz, das Euthanasie und Sterbehilfe erlaubt. Gleichzeitig hat der Gesetzgeber
den Zugang für alle zur Palliativpflege und Sterbebegleitung gesetzlich veran‐
kert. Und seit 2014 gibt es das Gesetz, das die Rechte und Pflichten
beschreibt, in dem die Beziehung zwischen Patient und „Dienstleister des
Gesundheitssektors“ präzisiert wird und das Hinzuziehen einer Vertrauens‐
person unerlässlich ist. ImZeitraum 2009 bis 2018waren es 71Menschen, die
den Tod verlangten. Luxemburg hat rund 600.000 Einwohner.

Nachdem im Januar 2021 ein Gesetz zur Legalisierung des
assistierten Suizids und der aktiven Sterbehilfe durch das Parlament gelang,
wurde es durch denVerfassungsgerichtshof wegenmangelnder Bestimmtheit,
z.B. des Rechtsbegriffes "unerträgliches Leid", schnell wieder verworfen. Erst
kürzlich wurde ein neuer Gesetzesvorschlag in das Parlament eingebracht.

Regelungen zur Suizidhilfe in Europa

Im Oktober 2021 hatten bereits 1,2 Mio Menschen mit ihrer
Unterschrift die Legalisierung aktiver Sterbehilfe befürwortet. Initiiert wurde
die Aktion „Liberi fino alla fine“ (Frei bis zum Ende) von der Bürgerrechtsor‐
ganisation Associazione Luca Coscioni. Luca Coscioni gründete die Organi‐
sation 2001, als er selbst an Amyotropher Lateralsklerose (ALS) erkrankt war.
Als Wirtschaftswissenschaftler trat er für die Freiheit auf dem Gebiet der
genetischen Forschung ein, als Politiker für die Liberalisierung der aktiven
Sterbehilfe. Nun 15 Jahre nach seinem Tod zeigen sich im katholisch gepräg‐
ten Italien viele Menschen überrascht von diesem Zuspruch. Der Vatikan
sieht die Initiative entsprechend kritisch: „Alles, was nicht in gewisser Weise
vital oder effizient erscheine, werde als wertlos betrachtet und könne „elimi‐
niert werden““.

Die Assistenz zum Suizid ist seit Beginn des Jahres 2022
nicht mehr strafbar. Das Verleiten zum Suizid indes bleibt es nach wie vor.
Und damit hat die Debatte auch hier begonnen. Das vom Justizministerium
eingesetzte Dialogforum Sterbehilfe holt sich seit April 2021 von 26 Exper‐
t*innen Vorschläge für eine Neuregelung ein. Einhellig wird der Ausbau der
Hospiz- und Palliativ Care - Strukturen und der Suizidprävention von allen
Beteiligten gefordert. Zurzeit ist die Finanzierung Angelegenheit der Bundes‐
länder und besteht aus einer überall anders gewichtetenMischung aus Förde‐
rung, Spenden und Sponsorengeldern.

Seit 2002 ist die aktive Sterbehilfe legalisiert. Im Jahr 2019 sind
2.655 Euthanasien durchgeführt worden. Das sind 2,44 % aller Sterbefälle.
Gleichzeitig wurden 2002 auch die Gesetze zur Stärkung von Patientenrech‐
ten und zur Stärkung der Palliativpflege verabschiedet. Wie in der Schweiz ist
es auch in Belgien obligatorisch, im Beratungsgespräch auf dieMöglichkeiten
der Palliativen Versorgung hinzuweisen. So wird sichergestellt, dass weder der
eine noch der andere Weg die einzig mögliche Lösung darstellt. Es wird beob‐
achtet, dass die Aussicht auf Sterbehilfe eine Beruhigung sein kann und letzt‐
lich nicht in Anspruch genommen wird.

BELGIEN

LUXEMBURG

SCHWEIZ

ÖSTERREICH

PORTUGAL

ITALIEN

©Grafik: Pixabay
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auch den wachsendenWunsch, von dieser Gewalt
terminal befreit zu werden.

Diese Gefahr hat das BVerfG zwar gesehen. Aber
das Gericht hat sie als nur abstrakt und zukünftig
bewertet. Eine Gefahr, gegen die der Gesetzgeber
(also das Parlament der demWähler verpflichteten
Abgeordneten) bei Bedarf vorgehen könne.Dieses
aus meiner Perspektive zentrale Argument läßt
aber außer Acht, dass die Abgeordneten gegen
eine solche Entwicklung sich dann nicht mehr
stemmen werden, wenn sie medial und allgemein
akzeptiert ist. Das ist bereits jetzt der Fall: Ver‐
schiedeneMeinungsumfragen stellen fest, dass die
Bevölkerung der assistierten Selbsttötung mehr‐
heitlich positiv gegenübersteht. Es ist aber nicht
Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts, dem
wechselhaften Zeitgeist hinterherzulaufen, son‐
dern die Grundrechte v.a. von Schwachen insbe‐
sondere gegen den Willen der Mehrheit zu schüt‐
zen. Das heißt: Das BVerfG sieht zwar die Gefahr
seines Urteils, scheut aber davor zurück, die
Gefährdeten wirkungsvoll und entschieden dage‐
gen zu schützen. Möglicherweise aus Angst, es
sich mit dem Zeitgeist zu verderben. Es bleibt ein
unverantwortliches Fehlurteil, das billigend in
Kauf nimmt, daß Menschen auf Dauer durch
gesellschaftlichen Druck zu Tode kommen.

2. Was läßt sich rechts-ethisch zur sog. Assis‐
tenz bei der Selbsttötung sagen?
Zunächst stellt sich die Frage, welches Ethos über‐
haupt gemeint ist. Für das Grundgesetz und die
Gesellschaft ist (noch) die christlich-jüdische
Ethik, v.a. das 5. Gebot einschlägig (2. Mose 20,
13). Dort heißt es: Du sollst nichtmorden. Es geht
also nicht um eine bloße Tötung, sondern um
Mord. Mord zeichnet sich durch die besondere
Verwerflichkeit der Tat aus. Sie ist in den Motiven
des Täters (z.B. Habgier) oder der Art der Tataus‐
führung (z.B. Heimtücke) zu suchen (§ 211
StGB). Eine solche besondere Verwerflichkeit ist
vordergründig in der gewerbsmäßigen Unterstüt‐
zung einer Selbsttötung nicht zu sehen. Es scheint
nicht verwerflich zu sein, sein Geldmit der gewoll‐
ten Hilfe zur Selbsttötung anderer Menschen zu
verdienen. Auch wenn im Mittelalter z.B. der
Henkerberuf bezeichnenderweise als „unehrlich“
galt.
Aber auch hier liegt die eigentliche Bedeutung des
Urteils unter der Wasseroberfläche. Gewerbsmä‐
ßigkeit bedeutet einen Handel, bei dem der eine
Geschäftspartner eine Dienstleistung erbringt, die
der andere bezahlt.Wenn derHandel warum auch
immer für einen der beiden Partner unberechtigt
nachteilig war, kann das Geschäft rückabgewi‐
ckelt oder nachgebessert werden. Wer also ein
neues Auto mit einem Motorschaden kauft oder

Frederic Seebohm

Als spezialisierter Vorsor-

geAnwalt bietet Rechtsan-

walt Frederic Seebohm

qualifizierte Beratung und

Gestaltung rund umVoll-

machten, Patienten-, Be-

treuungsverfügungen und

Testamenten an und über-

nimmt als Generalbevoll-

mächtigter oder Testa-

mentsvollstrecker umfas-

sende Verantwortung für

seineMandanten. Das gilt

insbesondere bei viel-

schichtigen familiären und

existentiellen Fragestel-

lungen.
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Am 26. Februar 2020 ließ das Bundesverfassungs‐
gericht eine Wasserbombe aus großer Höhe in das
tiefe Meer des menschlichen Zusammenlebens
fallen. Die Bombe fiel eine Weile durch die Luft,
durchstieß die Wasseroberfläche und explodierte
mit einiger Verzögerung. Der Schaden tief unten
im dunklen Wasser ist noch nicht zu sehen, aber
schon zu erahnen.

1. Was bedeutet das Urteil aus juristischer
Perspektive?
Das Gericht versteht die Autonomie des Men‐
schen unbedingt und grenzenlos. Sie umfasse also
auch das Recht, sich selber zu töten. Wer sich
selber töten dürfe, müsse sich dabei auch helfen
lassen können. Ob durch Ehrenamtliche oder
durch Gewerbetreibende ist dabei gleichgültig.
Diese Autonomie finde ihre Grenze allenfalls in
der Autonomie andererMenschen. Das ist vorder‐
gründig bei der Selbsttötung nicht der Fall: Wenn
ein Mensch sich bei der Selbsttötung helfen läßt,
betätigt und beendet er nur seine eigene Autono‐
mie. Er greift aber nicht in die Rechte anderer
Menschen ein.
Bei genauem Blick unter die Wasseroberfläche
stellt sich die Situation allerdings anders dar. Ins‐
besondere, wenn wir uns eine auf Effizienz
getrimmte Gesellschaft vorstellen, die wegen
Überalterung oder wirtschaftlicher Krisen über
nur nochwenigeRessourcen zur Versorgung alter,
kranker oder einfach nur lebensunlustiger, depres‐
siv verstimmter oder lebenssatter Menschen ver‐
fügt. Dann verstärkt die Beanspruchung von
Selbsttötungs-Autonomie den Druck auf andere
Menschen, diesem Beispiel zu folgen. Damit auch
sie die gesellschaftliche Effizienz steigern und
Kosten sparen. Das radikale Verständnis von
Autonomie, die Autonomie durch töten mutwil‐
lig zu beenden, greift sehr wohl in die Autonomie
anderer Menschen ein, wenn sie zur allgemeinen
Leitvorstellung wird. Und man das nicht einmal
selber besorgen muß, sondern sich dabei leicht
„helfen“ lassen kann. Auch wenn sich Abgründe
bei der Frage auftun, ob der Helfer in der Lebens‐
realität zum Täter wird. Bei allein drei Millionen
zuHause versorgten Pflegebedürftigenwird esmit
diesem Urteil hinter der Wohnungstür bald nicht
mehr nur Gewalt in der Pflege geben, sondern

Wie eine Wasserbombe!
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur
assistierten, auch gewerbsmäßigen Selbsttötung
wirkt wie eine Wasserbombe, sagt Vorsorge Anwalt
Frederic Seebohm aus Bonn. Das kann für eine
Gesellschaft gefährlich werden. VonRAFrederic Seebohm

TITEL: UNSEGEN
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Unvernunft in oft sogar fast entmündigender
Weise geschützt wird. Normalerweise traut unser
Rechtsstaat dem normalen Verbraucher nicht viel
zu. Aber wenn es umdas Töten geht, herrscht freie
Bahn?

3. Was ist nur mit der Menschenwürde los?
Das Verständnis der Jurisprudenz von der grund‐
gesetzlich verbrieftenMenschenwürde (Art. 1GG)
wandelt sich seit Jahrzehnten. Ursprünglich war es
ein absolut verstandener Schutzanspruch des ein‐
zelnen gegenüber dem Staat angesichts des gerade

beendeten braunen Horrors.
Aus diesem Schutzanspruch ist
nur noch eines von mehreren
Grundrechten geworden, das
mit anderen Grundrechten
abzuwägen ist. Das BVerfG hat
die Menschenwürde in diesem
Sinne ausgelegt. Sein Urteil
fügt sich in den europäischen
Gesamtzusammenhang ein. Es
ist ein weiteres Beispiel für den
Siegeszug der alles durchdrin‐
genden Utilitarisierung

menschlichen Lebens. Der Glanz seines unantast‐
baren Wertes wird zunehmend durch allfällige
Schlagworte wie „Autonomie“, „lebenswert“,
„Schmerzfreiheit“ und „Lebensbilanz“ verrußt.
Diese Entwicklung wird durch Gesetzgebung und
Justiz im Zweifelsfall sogar verstärkt. Sie bedeutet
einen zivilisatorischen Rückschritt. Sie tarnt die
allgemeine Brutalisierung der Gesellschaft mit
einer achtsamen Fürsorglichkeit für den Einzelnen.
Wer etwas gegen dasUrteil und seineWirkung tun
will, kann immerhin die eigenen Kinder und
Enkelkinder so erziehen, dass sie das Verständnis
des BVerfG ablehnen und später vielleicht die
Menschenwürde wieder i.S. der 10 Gebote neu
interpretieren. Die Notwendigkeit solcher Neuin‐
terpretationen bestand im Laufe der letzten 2.000
Jahre immer wieder. Wir Heutigen sind nicht die
Ersten und nicht die Letzten, die es mit dem

Töten allzu leicht nehmen. Vielleicht
braucht es auch erst die Erfahrung, dass
Millionen von Menschen sich beim Töten
assistieren lassen müssen, um die Kostbar‐

keit eines jeden Lebens neu schätzen zu lernen.
Die Ozeane sind jedenfalls an vielen Stellen so tief,
daß zerstörerische Wasserbomben den Meeres‐
grund nicht erreichen. «

Normalerweise traut
unser Rechtsstaat dem
normalen Verbraucher

nicht viel zu. Aber wenn
es um das Töten geht,
herrscht freie Bahn?

von der chemischen Reinigung eine beschädigte
Hose zurückerhält, kann Schadensersatz oder
Nachbesserung verlangen. Das aber ist bei einer
assistierten Selbsttötung gerade nicht möglich.
Der Geschäftspartner ist ein für alle mal tot. Das
Geschäft kann nicht nachgebessert werden. Das
vermeintliche Geschäft ist also eigentlich kein
Geschäft, sondern eine extrem, weil tödlich einsei‐
tige Benachteiligung des vermeintlich das Gesche‐
hen kontrollierenden Geschäftspartners, des Ster‐
bewilligen.
Der gewerbsmäßige Tötungsassistent weiß um
diese Benachteiligung. Er lebt davon, dass er nach
dem Tod des anderen die Bezahlung für sein Tun
behalten darf und keine Rückabwicklung oder
Nachbesserung befürchten muss. Der Tötungsas‐
sistent praktiziert in besonderer Art ein heimtü‐
ckisches Tötungs-Geschäft, weil er seinen
Geschäftspartner in den Tod befördert und ihn
damit als Geschäftspartner dauerhaft ausschaltet.
Man könnte dagegen einwenden, daß der Sterbe‐
willige ein gut informierter, mündiger Geschäfts‐
fähiger sei, der über die tödlichen Folgen seiner
Entscheidung aufgeklärt sei. Das ist in der Lebens‐
realität allerdings gerade bei durch Krankheit, Lie‐
beskummer, Schmerzen oder Alter geplagten
Menschen illusorisch. Der Betreffende ist so sehr
auf die alles überragende Beendigung seines sub‐
jektiv definierten Leids fixiert, dass er die damit
verbundene radikale Unausgewogenheit der
Geschäftsbeziehung übersieht. Er wird
getäuscht. Insofern ist das Urteil des
BVerfG auch in rechts-ethischer Hinsicht
abzulehnen, weil die Assistierung einer
Selbsttötung auf indirekte Weise gegen
das 5. Gebot verstößt. Diese Blindheit
des Gerichts ist umso erstaunlicher,
als in praktisch allen anderen
Lebensbereichen der Konsument in
vielerlei Hinsicht durchWiderrufs-
u n d Verbraucher schutz ‐

rechte vor der eige‐
n en
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1851 Der § 217 wird ins Preußische Strafgesetzbuch aufgenom‐
men. Er beschreibt das Delikt der Kindstötung, die von der
Mutter ausgeht: Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in
oder gleich nach der Geburt vorsätzlich tötet, wird mit Zucht‐
haus nicht unter drei Jahren bestraft. Sind mildernde Umstände
vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter zwei
Jahren ein.

1871Die Vorschrift wird nahezu unverändert in das
Reichsstrafgesetzbuch übernommen.

1998Aufhebung der Kindstötung durch das Sechste
Gesetz zur Reform des Strafrechts. Nun ist die Kinds‐
tötung gegenüber anderen Tötungsdelikten nicht
mehr privilegiert, aber es ist der minderschwere Fall des
Totschlags in Betracht zu ziehen (§ 213). §217 fällt
ersatzlos weg.

2015 § 217 wird als Verbot der geschäftsmäßigen
Förderung der Selbsttötung ins Strafgesetzbuch
aufgenommen. Es heißt:
Geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung
(1) Wer in der Absicht, die Selbsttötung eines
anderen zu fördern, diesem hierzu geschäftsmäßig
die Gelegenheit gewährt, verschafft oder vermittelt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.
(2) Als Teilnehmer bleibt straffrei, wer selbst nicht
geschäftsmäßig handelt und entweder Angehöriger des
in Absatz 1 genannten anderen ist oder diesem nahe‐
steht.

2020 Die Vorschrift ist mit dem Grundgesetz unvereinbar
undwird vomBVerfG für nichtig erklärt. Das besondere an
der Entscheidung war, dass das BVerfG zum ersten Mal
eine neue Ausprägung, nämlich das "Recht auf selbstbe‐
stimmtes Sterben", entwickelt hat. Seinen Inhalt beschreibt
das BVerfG so: "Das Recht auf selbstbestimmtes Sterben
schließt die Freiheit ein, sich das Leben zu nehmen. Die Ent‐
scheidung des Einzelnen, seinem Leben entsprechend seinem
Verständnis von Lebensqualität und Sinnhaftigkeit der eigenen
Existenz ein Ende zu setzen, ist im Ausgangspunkt als Akt auto‐
nomer Selbstbestimmung von Staat und Gesellschaft zu respek‐
tieren. Die Freiheit, sich das Leben zu nehmen, umfasst auch die

Wie Paragraf 217 ins Strafgesetzbuch kam
Jedes Gesetz gelangt irgendwann mal als neu ins Gesetzbuch. Der
Gesetzgeber orientiert sich zwar an den Abschnitten, nutzt
aber pragmatisch oft freie Nummern, fügt einen Buchstaben
hinzu oder nummeriert gleich ganze Abschnitte neu.
Bedeutet hier: Der frühe §217 ist nicht die Vorgänger-
norm des heutigen. Zeit für eine Geschichtsstunde.
Von Silke Frink

TITEL: UMSCHAU
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Dr. Roger Kusch, Hamburgs ehemaliger Justizsenator
(2001 – 2006), spielt in der kontrovers geführten
Debatte eine hervorgehobene Rolle.
Er gründet nach seiner Zeit als aktiver Politiker den
VereinDr. Roger Kusch Sterbehilfe e.V. und stellt einen
Selbsttötungsautomaten vor, der ihn heftig in die
Kritik bringt, aber auch bundesweit bekannt macht.

Im Jahr 2007 startet er die Volksinitiative Sterbehilfe;
mittels Volksentscheid will er ein eigenes Hamburgi‐
sches Sterbehilfe-Gesetz erlassen. Doch dazu kommt es
nicht. Dafür aber zu diversen Sterbehilfen, die Kusch
mit Unterbrechungen bis ins Jahr 2015 durchgeführt
hat – dem Jahr, in dem die geschäftsmäßige Förderung
der Selbsttötung als Verbot ins StGB zurückkehrte.
Auch wenn Mitgliedsbeiträge die strittige Bezahlung
bei Durchführung ersetzt haben, wurde der deutsche
Verein schließlich imRegister gelöscht; dafür gründete
Roger Kusch schon 2012 einen neuen Verein mit Sitz
in Zürich. Seit dem jüngsten Urteil des BVerfG vom
Februar 2020, das das aus dem Jahr 2015 für nichtig
erklärte, gibt es von dem Schweizer Verein einen Able‐
ger in Hamburg. Laut epd meldete dieser kürzlich,
dass es im Jahr 2021 insgesamt 129 von ihnen organi‐
sierte, assistierte Selbsttötungen in Deutschland gege‐
ben habe. «

Dr. Roger Kusch©Foto: Sterbehilfe Deutschland

Dr. Roger Kusch -
Ein Akteur mischt auf

Manchmal sind es nur einzelne Personen, die eine
gesellschaftliche Debatte anstoßen oder sie am Laufen
halten. In diesem Fall ist es ein promovierter Jurist und
einflussreicher Politiker mit festem Willen, die Geschi-
cke zu lenken. Von Silke Frink

Freiheit, hier‐ für bei Dritten
Hilfe zu suchen und Hilfe, soweit sie
angebotenwird, in Anspruch zu
nehmen."

2021 Die Große Koalition aus CDU/CSU und SPD beab‐
sichtigte eine Neuordnung bis zur Bundestagswahl im Sep‐
tember 2021, doch die Debatte im Juni wird ergebnislos
beendet. Genauer gesagt: Das Anhörungsbegehren zum
interfraktionellen Gesetzentwurf zur Neuregelung der Sui‐
zidhilfe der Abgeordneten Katrin Helling-Plahr (FDP), Dr.
Karl-Lauterbach (SDP) und Dr. Petra Sitte (Die Linke) in
seiner Sitzung am 09.06.2021 wurde zurückgewiesen.

Nun ist eine Neuordnung in der laufenden Legislatur nicht
mehr möglich und wird von der frisch gewählten Ampelkoa‐
lition, bestehend aus SPD, FDP und Grüne erwartet.

2022 - Im Spiegel vom 27. Jan 22 ist zu lesen: "Abgeordnete
aus allen Bundestagsfraktionen außer der AfD haben
gemeinsam einen Vorschlag für die Neuregelung der Suizid‐
beihilfe erarbeitet. Der am Donnerstag vorgestellte Entwurf
würde es ermöglichen, anderen unter engen Voraussetzun‐
gen straffrei beim Suizid zu helfen. »Wir wollen den assistier‐
ten Suizid ermöglichen, aber wir wollen ihn nicht fördern«,
sagte der zu den Initiatoren gehörende SPD-Politiker Lars
Castellucci in Berlin." [...] Der Gesetzentwurf sieht deshalb
vor, dass die geschäftsmäßige Sterbehilfe wieder strafbar ist
und nur unter engen Voraussetzungen straffrei bleibt. So
muss der suizidwillige Mensch mindestens zwei psychiatri‐
sche Untersuchungen im Abstand von mindestens drei
Monaten absolvieren.Dazwischen ist ein Beratungsgespräch
vorgesehen, bei dem neben Ärzten je nach Lebenssituation
etwa Sucht- oder Schuldnerberatungen eingebunden
werden sollen." «
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Jutta Baden
Michela Murgia erzählt in Accabadora aus einer scheinbar
fernen, doch kaum vergangenen Welt. Der Roman schildert das
archaische Regelwerk, welches das Verhältnis zu Leben, Tod und
Leid bis in dieMitte des 20. Jahrhunderts in derMitte Sardiniens
bestimmt hat. Erstaunlich ist die zeitlicheNähe zu diesem schein‐
bar weit von dem unseren entfernten Ethos. Die Accabadora
wurde von der Familie eines Kranken im Endstadium gerufen
und sorgte dafür, dass dieser starb
und sein Leiden ein Ende hatte.
Diese „femmina accabadora“ kam
in der Nacht. Nachdem sie die Ver‐
wandten aus dem Sterbezimmer
geschickt hatte, trat sie, schwarz
gekleidet und mit bedecktem
Gesicht, in das Zimmer. Der Sterbende erkannte in ihr sofort
seine Erlöserin. Die Familienangehörigen bedankten sich bei der
Frau und beschenkten sie mit landwirtschaftlichen Produkten.
„Accabadora“ bedeutet, wörtlich übersetzt, etwa „Die, die es
beendet“. Es gibt genügend Dokumentationsmaterial in Museen
und Diözesen, die die reale Existenz dieser Figur bestätigen. Dies
war eine Art der Sterbehilfe, um die es NICHT geht in diesem
Heft.

Anette Mauer
Mich beschäftigen besonders die Gedanken über das "heiße
Eisen" und das "Leben ist frei". Das "heiße Eisen" deshalb, weil in
Deutschland die Diskussion über das Thema Sterbehilfe durch
unsere Geschichte stark überlagert wird. Beispiele aus Nachbar‐
ländern (Schweiz, Belgien, Niederlande etc) zeigen uns, wie man
offener und entspannter hiermit umgeht. Dies würde ich mir für
Deutschland wünschen.
Das "Leben ist frei" deshalb, weil die Selbstbestimmung über das
eigene Leben für mich einen sehr hohen Stellenwert hat. Hierzu
gehört für mich auch eine Diskussion über Straffreiheit der akti‐
ven Sterbehilfe unter genauer zu definierenden Bedingungen. z.
Bsp. "gelähmter Betroffener, der nicht in der Lage ist, sich selbst
ein tödliches Medikament zu verabreichen". In diesem Zusam‐
menhang halte ich die Aufklärung der Menschen für dringend
erforderlich, um sie am Lebensende auf der Grundlage von mög‐
lichst eindeutigen Patientenverfügungen so gut wie möglich
begleiten zu können.

Peter Wieczorek
Ich denke an den Leitsatz unseres Hospizdienstes Geh ruhig
weiter, ich bleib anDeiner Seite. Das bedeutet aber nicht, dass ich

Dir helfe beim Suizid. Das ist Deine persönliche
und selbstbestimmte Entscheidung. Danach stehe
ich gerne wieder zur Verfügung.
Niemand kann verpflichtet werden, Suizidhilfe zu
leisten, heißt es in Punkt 6 der Urteilsbegründung
des Zweiten Senats vom 26. Feb 2020, das die
geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung
wieder erlaubt.

Sabine Stöppler
„Ich würde jeder Zeit einen Menschen begleiten,
der den Freitod wählen will, aber ich würde ihm
keinMedikament anreichen oder besorgen.“

Monika Fleischer
„Mich könnte man auch einsetzen, wenn sich
jemand zum Freitod entschließt, aber ich gehe nur
mit, soweit ich kann und verabreiche nichts!“

Petra Schlieber
„Es gab in meinen vielen Jahren der Kranken‐
pflege einmal die Situation, dass ein Patient, der
dialysepflichtig war, sich entschloss, die Dialyse
nicht mehr wahrzunehmen. Er lebte zu diesem
Zeitpunkt im Seniorenzentrum und entschloss
sich nach Hause zu gehen. Seine Familie unter‐
stützte ihn und er durfte nach Hause, in seine
gewohnte Umgebung. Hier verstarb er nach einer
kurzenWeile imKreise seiner Familie. Heute frage
ich mich: War das eine Art Freitod?
Dieser Schritt, den dieser Patient damals getan hat,
erforderte inmeinenAugen unglaublich vielMut!

Miriam Jennewein
Wenn ein von mir begleiteter Mensch mich bitten
würde, bei ihm zu sein, wenn er sich mit Hilfe von

Tabletten das Leben
nimmt, dann wäre ich
dazu bereit. Ich würde
ihm die Tabletten aber
nicht besorgen oder
geben. Und ich würde
die Gelegenheit
nutzen, um mit ihm
gemeinsam zu überle‐
gen, ob es nicht doch
noch Möglichkeiten

gibt, seine Lebensqualität so zu verbessern, dass er
sein Leben als lebenswert erlebt. Meiner Meinung
nach eröffnet der Paragraph 217 die Möglichkeit
zu Gesprächen, indem er das Thema der Selbsttö‐
tung aus der Tabuzone holt. Ichmöchte denMen‐
schen dieMöglichkeit geben, ihre diesbezüglichen
Gedanken mit mir zu teilen, ohne Angst vor Ver‐
urteilung oder Ablehnung zu haben. Das Empfin‐

Was wäre wenn?
Hier kommen einige der Sterbebegleiter des
Königswinterer Hospizdienstes zu Wort. Ver-
traut in der Begegnung mit Menschen am Lebens-
ende formulieren sie ihre Gedanken, und auch
was wäre, wenn sie um Unterstützung beim assis-
tierten Suizid gebeten würden.

STIMMEN

Gleichzeitig ist die
Selbsttötung ein egoisti-
scher Akt, da er andere

Menschen immer in
Mitleidenschaft bezieht.

„Accabadora“ bedeutet,
wörtlich übersetzt, etwa
„Die, die es beendet“.
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den von Lebensqualität ist subjektiv unterschiedlich, und ich
kann mir kein Urteil darüber erlauben, ob der andere sein Leben
als lebenswert empfindet. Gleichzeitig ist die Selbsttötung ein
egoistischer Akt, da er andere Menschen immer in Mitleiden‐
schaft bezieht. Bei einem so komplexen Thema muss Raum für
Gespräch und Diskussion sein, auch wenn der Betroffene die
letztendliche Entscheidung trifft. Und ich bin überzeugt, dass
niemand eine solche Entscheidung leichtfertig trifft.

Thomas Wiemer
Ich finde die Entscheidung des BVerfG problematisch, weil sie so
verstanden werden kann, dass der assistierte Suizid in unserer
Gesellschaft nunmehr als normale
Form der Lebensbeendigung
anzusehen ist und damit evtl.
auch Erwartungen befördert
werden, sich in bestimmten Situa‐
tionen, etwa aus Nützlichkeitser‐
wägungen heraus, doch besser das
Leben zu nehmen. Ich sehe hier
den Hospizdienst, zumal einen,
der sich als ökumenischer und
d.h. konfessionsübergreifend
christlicher versteht und der unter
dem Leitspruch „Geh mutig weiter, ich bleib an deiner Seite“
antritt, besonders herausgefordert. Herausgefordert, der
geschäftsmäßigen Beihilfe zum Suizid eine persönliche Beglei‐
tung sterbender Menschen und eine Beihilfe zur Wertschätzung
des Lebens bis zuletzt entgegenzusetzen.

Mir ist dabei bewusst, dass es Lebensverläufe gibt, an deren
Ende Menschen es nicht mehr aushalten können, noch weiter zu
leben, und sich nichts sehnlicher wünschen als zu sterben. Aber
auch und gerade dann erscheint es mir wichtig, sie nicht allein zu
lassen in ihrer Not und alle Anstrengungen zu unternehmen,
ihnen das Zuendebringen ihres Lebens so erträglich wie möglich
zu machen. Im Gespräch mit der / dem Sterbenden, eventuell
auch den Angehörigen und den behandelnden Ärzten herausfin‐
den, was das Leben aktuell so unerträglich macht, wie man die
konkrete Not am besten lindern kann, welche Unterstützungs‐
maßnahmen noch bleiben. Am Ende ist für mich der Wille des
sterbendenMenschen zu respektieren. Doch fühle ichmich nicht
berufen, selber aktiv Sterbehilfe zu leisten. Herr über Leben und
Tod ist nach meiner Glaubens- und Lebensüberzeugung ein
Anderer, und ich sehe meine Aufgabe allein darin, andere im
Sterben nicht allein zu lassen, ihnen dabei so gut es geht beizuste‐
hen bis zuletzt, nicht aber darin, selber an ihrem Sterben aktiv
mitzuwirken. Statt Sterbehilfe Lebenshilfe, auch und gerade an
seinem Ende.

Angelika Bellinghausen
Im Rahmen meiner hospizlichen Tätigkeit begleitete ich eine
74jährigen Dame. Sie war an einer COPD erkrankt mit erhebli‐
cher Atemnot. Ich kannte sie vorher schon privat und wusste, sie
war zeitlebens selbstbestimmt unterwegs, geübt und gefordert in
Verantwortung im beruflichem wie privatem Leben.

Die enormen Einschränkungen durch ihre
Erkrankung waren für sie nicht mehr zu ertragen
und sie suchte nach Möglichkeiten, ihr Leben zu
beenden. Die Frage war, wie dies für sie durch‐
führbar sein könnte undwie sie diese Situation für
ihre Angehörigen erträglich gestalten könnte.
Dass ich für einen assistierten Suizid nicht zur Ver‐
fügung stehen würde, konnte sie akzeptieren (sie
hatte kurzfristig den Gedanken gehabt, ich hätte
berufliche Möglichkeiten nutzen können, ihr ent‐
sprechendeMedikamente zu besorgen).

An der Ernsthaftigkeit ihres Vorhabens hatte ich
keinen Zweifel. Sie hatte bereits sehr viel Gewicht
verloren und beschloss, Essen und Trinken ganz
einzustellen und eine künstliche Ernährung auszu‐
schließen. Aber die Angst vor der Atemnot blieb.
Hilfe fand sie nach ihrer Aufnahme ins stationäre
Hospiz, wo die palliative Versorgung gewährleistet
ist und die Atmosphäre für den Gast wie für die
Familie als tragend empfunden werden kann.
Medikamentöse Versuche brachten nicht die
erwünschte Linderung und so entschloss sie sich
nach eingehender Beratung mit den begleitenden
Ärzten für eine palliative Sedierung, nach der sie
drei Tage später sehr friedlich und ohne Atemnot
verstarb. Wir konnten vom ambulanten Dienst
durch Sitzwachen undGespräche die Angehörigen
gut unterstützen.

Diese Begleitung konnte ich bis zum Schluss gut
mitgehen. Ich konnte sie gleichsetzen mit der
Beachtung einer Patientenverfügung, in der wir
denTod durchUnterlassen auch in Kauf nehmen.

In diesem Fall war die
Patientin geistig klar
und entscheidungs-
willig und -fähig.

Schwierig empfinde ich
die Situation, wenn
keine Patientenverfü‐
gung vorliegt oder bei
demenziell Erkrankten,

wo ggfls. ein mutmaßlicher Wille formuliert
werden muss und sorgfältig zu unterscheiden ist,
wessen Wille hier eigentlich durchgesetzt wird
(der des Patienten, des Angehörigen, der Ärzte,
der Juristen…?)

Ich denke, wir brauchen keine geschäftsmäßigen
Sterbeorganisationen.

Ich kann mir gut vorstellen, dass eine umfangrei‐
che Aus- und Weiterbildung in der Palliativmedi‐
zin und eine wesentliche Verbesserung in der
Kommunikation mit Patienten und Angehörigen
die Thematik voranbringen könnten. «

Mir ist dabei bewusst,
dass es Lebensverläufe
gibt, an deren Ende Men-
schen es nicht mehr
aushalten können.

An der Ernsthaftig-
keit ihres Vorha-
bens hatte ich
keinen Zweifel.
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Der Tod und der Gänsehirt -
Märchen der Brüder Grimm

Nachgedanke
Märchen sprechen die Sprache der Seele, spiegeln
innere Prozesse in Bildern und unsere Haltung
dazu. Sie geben Antwort nicht auf alle, aber auf
viele Fragen, ohne Appell oder Belehrungen.

Der Gänsehirte fürchtet den Tod nicht, er ist
bereit und tritt demTod ohne Furcht entgegen. Er
ist dieses Lebens müde, betrachtet das Sterben als
einen Teil des Lebens. Inwieweit liegt es in unserer
Hand oder entscheiden wir am Ende selbst, wann
und wie wir ans andere Ufer gehen mööchten, so
wie der Hirte im Märchen? Welche Gedanken
erschweren uns den Übergang und welche schen‐
ken uns noch Hoffnung?

Möglicherweise ist allein der Gedanke auf das
Recht der Selbstbestimmung ein Kraft spenden‐
der. Bis zuletzt. Eine tröstliche Deutung, bleibt
der Tod doch bis zuletzt ein Myste‐

rium. «

Wer einen Fluss
überquert, muss die

eine Seite verlassen.

Mahatma Gandhi

Es ging ein armer Hirte an dem Ufer eines großen
und ungestümen Wassers, hütend einen Haufen
weißer Gänse. Zu diesem kam der Tod über
Wasser und wurde von dem Hirten gefragt, wo er
herkomme und wo er hin wolle. Der Tod antwor‐
tete, dass er aus dem Wasser komme und aus der
Welt wolle. Der arme Gänsehirte fragte ferner, wie
man doch aus der Welt kommen könne.

Der Tod sagte, dass man über das Wasser in die
neue Welt müsse, welche jenseits gelegen. Der
Hirte sagte, dass er dieses Lebens müde, und bat
den Tod, er sollte ihn mit über nehmen. Der Tod

sagte, dass es noch nicht Zeit, und hätte er jetzt
sonst zu verrichten. Es war aber unfern

davon ein Geizhals, der trachtete bei
nachts auf seinem Lager, wie er

doch mehr Geld und Gut
zusammenbringen

möchte, den
führ te

d e r

To d
zu dem
g r o ß e n
Wasser und
stieß ihn
hinein.

Weil er aber nicht schwim‐
men konnte, ist er zu Grunde
gesunken, bevor er an das Ufer
konnte. SeineHunde undKatzen, so
ihm nachgelaufen, sind auch mit ihm
ersoffen. Etliche Tage hernach kam der
Tod auch zu dem Gänsehirten, fand ihn fröh‐
lich singen und sprach zu ihm: „Willst du nun
mit?“ Er war willig und kam mit seinen weißen
Gänsen wohl hinüber, welche alle in weiße
Schafe verwandelt worden. Der Gänsehirte
betrachtete das schöne Land und hörte, dass die
Hirten der Orten zu Königen würden, und indem
er sich recht umsah, kamen ihm die Erzhirten
Abraham, Isaak und Jakob entgegen, setzten ihm
eine königliche Krone auf und führten ihn in der
Hirten Schloss, allda er noch zu finden.

Dorothé Efferoth

Arbeitete 40 Jahre als

Kita-Pädagogin, seit 2008

ehrenamtlich engagiert im

ökumenischen Hospiz-

dienst Königswinter, von

2015 - 2020 auch stellver-

tretende Vorsitzende, aus-

gebildete Sterbe- und

Trauerbegleiterin (BVT

e.V.). Als zertifizierteMär-

chenerzählerin bereichert

sie Trauerarbeit auf ganz

besondereWeise.
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ÖLBERG - zuletzt - 1/22 - 19

Post- & Besuchsadresse
Ölberg – Ökumenischer Hospizdienst
Königswinter e.V.
Dollendorfer Str. 46
53639 Königswinter – Oberpleis

Zentrale Rufnummer: 0 22 44 / 877 473
ImWeb: hospizdienst-koenigswinter.de
E-Mail: info@hospizdienst-koenigswinter.de

Öffnungszeiten Büro
Di 09.30 – 12.00 Uhr
Do 09.30 – 12.00 Uhr
und darüber hinaus nach Vereinbarung

Ansprechpartnerinnen
… für häusliche Sterbebegleitung
und in Seniorenzentren:

Koordinatorin Rita Schmitz
Tel.: 0 22 44 / 918 5694
Koordinatorin Petra Schlieber
Tel.: 0 22 44 / 918 5684

... für Trauerbegleitung
Koordinatorin Babette Hünig
Tel.: 0 22 44 / 918 1932

Spenden
Der Verein finanziert sich durchMitgliedsbeiträge
und Förderung durch die gesetzlichen Kranken‐
kassen nach § 39a Abs. 2 Satz 7 des fünften Sozial‐
gesetzbuches (SGB V). Dennoch sind wir auf
Spenden angewiesen, um die wachsenden Aufga‐
ben bewältigen zu können. Wie klein oder groß
Ihre Zuwendung auch sein mag, sie kommt den
Sterbenden und Trauernden in Königswinter
zugute.

Spendenkonto:

Volksbank Köln Bonn eG
IBAN: DE81380601862700813013,
BIC: GENODED1BRS

Mitarbeit
Wollen Sie im Verein aktiv werden? Es gibt verschiedene Wege, uns zu unter‐
stützen und alle sind hilfreich: Sie können an einem Befähigungskurs zum
Sterbebegleiter teilnehmen oder sich zur Trauerbegleitung qualifizieren. Oder
Sie arbeiten im Hintergrund mit und lernen den Verein von der organisatori‐
schen Seite kennen; es gibt immer wieder Veranstaltungen, für die wir drin‐
gend helfende Hände suchen. Vielleicht aber interessieren Sie sich auch für
die Arbeit im Vorstand? Sprechen Sie uns einfach an.

Mitgliedschaft im Verein
DerMindestbeitrag für eineMitgliedschaft beläuft sich auf 25,00 € pro Jahr.
Mit dieser Summe können Sie den Königswinterer Hospizverein bereits
zuverlässig stützen. Ein Beitrittsformular finden Sie zum Herunterladen auf
unserer Internetseite oder Sie kommen einfach zu uns ins Büro.

Vorstand
Der Vorstand schafft Strukturen imVerein und organisiert imHintergrund –
damit macht er Hospizarbeit möglich. Unsere Vorstände:

Klaus Mense, Vorstandsvorsitzender
Jutta Baden, stellvertretende Vorstandsvorsitzende
Peter Wieczorek, Kassenwart
Anette Mauer, Christiane Opitz, Andrea Stippler - Beisitzerinnen

Veranstaltung:

Diskutieren Sie mit:
Sterben ist ein Teil des Lebens - das Recht auf Selbstbestimmung.

Ein Abend mit RA Frederic Seebohm und Prof. Dr. Raymond Voltz
Veranstalter: Hospizdienst Königswinter in Kooperation mit der VHS Sie‐
bengebirge
Mo, 30. Mai, 19 Uhr, Emmaus-Kirche, Der Eintritt ist kostenfrei.
AnmeldungVHS: kontakt@vhs-siebengebirge.de , Tel: 02244 889-207

Ausstellung:

Königswinter - Königswürde - Menschenwürde
Ralf Knoblauch und seine Könige

2.- 19. September imHaus Bachem, Königswinter- Altstadt

Seine Könige? Oder gehören sie uns allen? Lassen Sie sich von
ihnen verzaubern oder trösten und freuen Sie sich auf ein schö‐
nes Begleitprogramm an mehreren Tagen, das wir in Kürze auf
unserer Webseite veröffentlichen.

KONTAKT ZUMVEREIN

AUSBLICK
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Ölberg - Ökumenischer Hospizdienst
Königswinter e.V.

Dollendorfer Straße 46
D-53639 Königswinter-Oberpleis

Telefon: 02244 877473

E-Mail: info@hospizdienst-koenigswinter.de

www.hospizdienst-koenigswinter.de

Volksbank Köln Bonn eG
IBAN: DE81 3806 0186 2700 8130 13
BIC: GENODED1BRS
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